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§ATZUNG

f,itr die öff,entlichc Waeeerveraorgungseinrichtung

des Marktes IPPesheim

(Wasserabgabesatzung - !tAS)

vot'! t7 .t2.1993

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. l Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemein-
deordnuag (GO) er1äßt die Marktgemeinde Ippesheim folgende Satzung:

§1

öffentliche Einrichtung

\r-, 1) Die Gemeinde betreibE .fu, öffentliche Einrichtung zur Waeserversorgung.
2) Art und Umfang dieser lilasserversorgungseinrichtung bestinmt die Ge-

meinde.
. ' 3) Zur l{asserversorgungsanlage der Gemeinde gehören auch die Grundstücks-

anschlüsse bis zur Grenze der anzuschließenden Grundstücke.

§2

Grundetücksbegrif f - Grundstückseigentümer

\-,, 1) Gruadstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zuSa-,nenhängende
und einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigen-

\-/ wenn es sich um mehrere Grundstücke oder T.eile von'Grundstückeh im Sinn
des Grundbuchrechts handelt
Rechtliche verbindliche planerische Festlegungen sind zu berück:
sichtigen.

2) Die Yorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten
auch für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks
dingtrich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder be-
rechtigt und verpflichtet; sie haften a1s Gesamtschuldner.
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§3

Begriffsbestinmungen

In Sinne dieser Sdtzung haben die nachstehenden Begrif,fe folgende Be-
deutung:

Versorgungsl eitungen

Gruudstücksanschlüs se
(=Eausanschlüsse)

Anschlußvorrichtung

Eauptabsperrvor-
richtung

Übe'rgabestelle

I{asserzäh1er

sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet
von denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen

sind die Wasserleitungen von der Abzweigestelle der
Versorgungsleitung bis zur Übergabestelle; sie be-
ginnen mit der Aoschlußvorrichtung und enden mit der
Hauptab sperrvorr i chtung

ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Ver=
sorgungsleitung, umfassend A,nbohrschelle mit inte-
grierter oder zusätzlicher Absperrarmatur oder mit
Absperrarmatur samt den dazugehörigen technischen
Einrichtungen

ist äie erste Armatur auf dem Grundstück, mit der
die gesamte nachfolgende I{asserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt rrerden kann.

ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der
Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude

sind Meßgeräte zur Erfassung des durchgeflosaenen
ltasservolumens. Absperrventil.e und etwa vorhandene
Wasserzählerbüge1 sind' nicht Bestandteile der
I,Iasserzähler

Anlagen des Grund- eind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken
stückseigentümers oder in Gebäuden hinter der ilbergabestelle.
( =Verbrauchs 1 ei tungen)

§4
Anschluß- und BenuEzungsrecht

Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, daß sein Grundstück nach
Maßgabe dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen und mit Wasser beliefert wird.

Das Anschluß- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grund-
stücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Der
Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder
landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, daß eine neue Ver-
sorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung
geändert wird. Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitung er-
schlossen werden, bestimmt die Gemeinde.

1)

2)
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Die Gemeinde kann den Anschluß eines'Grundstücks an eine bestehende
Versorgungsleitung versagen, wenn die Wasserversorgung lregen der Lage
des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen
Gründen der Gemeinde erbebliche Schrierigkeiten bereitet oder beson-
dere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer über-
nirn-t die Mehrkosten, die roit dem Bau und Betrieb zusarnmenhängen, und
leistet auf Verlangen Sicherheit

Die Gemeinde kann das Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen aus-
schließen oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser
in Trinkwasserqualität für Industrieunternehmen und Weiterverteiler
erforderlich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser.

§s

Anschluß- und Benutzungszrilang

Die zum Anschluß Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke,
auf denen Wasser verbraucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung anzuschließen (Anschlußzwang). Ein Anschlußzwang besteht
nicht, rtenn der Anschluß rechtlich oder tatsächlich unmög1ich ist.

Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorungseinrichtung
angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Be-
nutzungsrechts (§ a) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu decken
(Benutzungszwang) . Gesameltes Niederschlagsrrasser darf ordnungsgemäß
für Zwecke der Gartenbewässerung verwendet werden. Verpflichtet sind
die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben
auf Verlangen der Gemeinde die dafür erforderliche überwachung zu

§6

Befreiung vom Anschluß- oder Benutzungszlrang

Von der Verpflichtung zum Anschluß oder zur Benutzung wird auf Antrag
ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluß oder die Benutzung aus
besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des
Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf, Befreiung ist unter An-
gabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen.

Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Wider-
rufsvorbehalt erteilt werden.
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§7

Beschränkung der Benutzungspf licht

Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten
Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, soweit das für die öffent-
liche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit entgegenatehen.
Gründe der VolksgesundheiE stehen einer Beschränkung der Benutzungs-
pflicht insbesondere entgegen, rüenn für den jeweiligen Verbrauchszweck
oder Teilbedarf i.S.v. Satz I Trinkwasser oder Wasser mit der Be-
schaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit
solchem Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung
gewährleistet wird

Absatz I gilt nicht für die Versorgung von Industrieunternehmen und
Weiterverteilern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser.

3) § 6 Abs. I Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat
der Grundstückseigentümer der Geueinde Mitteilung zu machen; dasselbe
gi1t, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluß an die öffentliche
I{asserversorgung weiterbetrieben.werden soI1. Er hat durch geeignete
Maßnahmen sicherzustellen, daß von seiner Eigengewinnungsanlage keine
Rücksirkungen in das öffentliche Vtasserversorgungsnetz nöglich sind.

§8

Sondervereinbarungen

Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluß berechtigt oder ver-
pflichtet, so kann die Geneinde durch Vereinbarung ein besonderes Be-
nutzungsverhältnis begründen.

Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung
und der Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend. Aulnahnsweise kann
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies
sachgerecht ist.

§9

Grundstücksanschluß

2)

1)

2)

1)

2)

Die Grundstücksanschlüsse stehen
in Eigentum der Gemeinde.

Die Gemeinde bestirnmt Zahl, Art,
anschlüsse sowie deren Anderung.
Versorgungs leitung anzuschl ießen
her zu hören; seine berechtigten
wahren.

vorbehaltLich abweichender Vereinbarung

Nennweite und Fü|rrung der Grundstücks-
Sie bestimmt äuchr wo und an welche
ist. Der Grundstückseigentümer ist vor-
lnteressen sind nach Möglichkeit zu
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So11 der Grundstücksanschluß auf Wunsch des Grundstückseigentümers
nachträglich geändert werden, so kann die Gemeinde verlangen, daß die
näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung vorher in einer
gesonderten Vereinbarung geregelt werden.
Die Kosten der llerstellung, Unterhaltulg, Beseitigung und Erneuerung des
Grundstücksanschlusses ab der Grundstücksgrenze trägt der Anschlußnehmer
( Grunds tücks e i gentümer )

Der Grundstücksanschluß wird von der Gemeinde hergestellt, unterhalten,
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Er muß zugänglich und vor
Beschädigungen geschützt sein.

Der Grundstückseigentürner hat die baulichen Voraussetzungen für die
sichere Errichtung des Grundstücksanschlusses zu schaffen. Die Geueinde
kann hierzu schriftlich eine angemesseDe Frist setzen. Der Grundstücks-
eigentümer darf keine Einwirkungen auf den Grundstücksanschluß vornehmen
oder vornehmen lassen.

Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des
Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen
sowie sonstige Störungen unverzügIich der Gemeinde mitzuteilen.

§10

Anlage des Grundstückseigentümers

Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Er-
richtung, Erweiterung, ilnderung und Unterhaltung der Anlage von der
!&:tg+t=g"te-f*1s*g§_ mit Ausnahme des l{asserzählers zu sorgen. IIat er die
Anlage od-är Teile äavon einem anderea veruietet oder sonst zur Be-
nutzung überlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet.

Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und
anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestiumungen sowie nach den aner-
kannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unter-
halten werden. Anlage und Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen
sein, daß Störungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungs-
einrichtungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausge-
schlossen sind. Der Anschluß wasserverbrauchender Einrichtungen jeg-
licher Art geschiet auf Gefahr des Grundstückseigentümers.

Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet rrerden, die entsprechend
den anerkannten Regeln der Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer
anerkannten Prüfstel1e (2.8. DIN-DVGI{, DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet,
daß diese Voraussetzungen erfü11t sind.

Anlagenteile, die sich vor dem lJasserzäh1er befinden, können plombiert
werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigen-
tümers gehören, unter Plombenverschluß genomnen werden, um eine ein-
wandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung
der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veranlassen.

s)

1)

2)

3)

4)
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§ 11

Zulassung und Inbetriebnahme der Anlage
des Grundstücksei gentümers

1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder rresentlich
geändert wird, sind der Gemeinde folgende Unterlagen in doppelter Ferti-
gung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und
ein Lageplan,

b) der Name des Unternehuers, der die Anlage errichten so11,
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung,
d) in Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehr-

kosten.

Die eiazureichenden Unterlagen haben den bei der Gemeinde aufliegenden
Mustern zu entsprechen. AIle Unterlagen sind von den Bauherren und den
Planfertigern zu unterschreiben.

2) Die Geueinde prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestinnuugen die-
sär Satzung entsprechen. Ist das der Fa1l, so erteilt die Geueinde
schriftlich ihre Zustinmung und gibt eine Fertigung der eingereichten
Unterlagen mit Zustinmungsvermerk zurück. Stimmt die Gemeinde nicht zu,
setzt sie dem Bauherrn unter Angabe der Mänge1 eine angemessene Frist
zur Berichtigung: Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzu-
reichen. Die Zustiomung und die Überprüfung befreien den Grundstück:s-
eigentümer,'den Bauherren, den ausführenden Unternehmer und den Plan-
fertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsnäßige und feh-
lerfreie Planung und Ausführung der Anlagen.

3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftLicher Zustimmung
der Gemeinde begonnen werden. Eine Genehrnigungspflicht nach soustigen,
insbesonderenachStraßen-,bau-undIila§serrecht1ichenBestiumragen
bleibt durch die ZustimmrDg unberührt

4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfeD rrur durch
die Geueinde oder durch ein Installtionsunternehmen erfolgen, das in ein
Installateurverzeichnis der Gemeinde oder eines anderen Wasserversorg- -_-/
ungsunternehmens eingetragen ist. Die Geneinde ist berechtigt, die Aus-
führung der Arbeiten zu überwachen.

5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen bei der
Gemeinde über das Installtionsunternehmen zu beantragen. Der Anschluß
der Anlage an das Verteilungsnetz und die fnbetriebsetzung erfolgen
durch die Gemeinde oder ihre Beauftragten.

6) Von den Bestinmungen der Absätze 1 bis 4 kann die Gemeinde Ausnahmen
zulassen.

§L2
' Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers

1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentüners vor
und nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. Sie hat auf erkannte
Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung ver-
Iangen.
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Werden Mänge1 festgestellt, welche die Sictrerheit gefährden oder erheb-
liche Störungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den
Anschluß oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder
Leben ist sie hierzu verpflichtet.

Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch
deren Anschluß an das Verteilungsnetz übernimmt die Geneinde keine Haf-
tung für die Mängelfreiheir der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei
einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder
teben darstellen-

§13

Abnehuerpf lichten, Ilaftung

Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten der
Gemeinde, die-sich auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu al1en
der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies
zur Nachschau der ltasserleitungen, zum Ablesen der Wasserzäh1er und zur
Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung und die von der Gemeinde
auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist.
Der Grundstückseigentünmer, ggf. auch die Benutzer des Grundstüc\s,
werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt.

Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, a1le für
die Prüfung des Zustandes der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Sie haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen
vor Inbetriebnahme der Gemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch die
vorzuhaltende Leistung lresentlich erhöht.

Der GrundstückseigentüEer und die Benutzer haften der Gemeinde für von
ihnen verschuldete Schäden, die. auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach
dieser Satzung zurückzuführen sind.

§14

Grundstücksbenutzung

1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen
einschließIich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein in
Versorgungsgebiet liegendes Grundstüclt sowie sonstige Schutzaaßnahmen
unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die ört-
licfie Wasserversorgung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur
Grundstücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen oder anzu-
schließen sind, die vom Eigentürner im r+irtschaftlichen Zusammenhang mit
einem angeschlossenen oder zum Anschluß vorgesehenen Grundstück genuEzt
werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirt-

. schaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfäI1t,, soweit die In-
anspruchnahme der Grundstücke den Eigentüner in unzumutbarer Weise be-
lasten würde.
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Der Grundstückseigentüuer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beab-
sichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu benachrichtigen.

Der Grundstückseigentümer kann d.ie Verlegung der Einrichtungen verlan-
gen, rtenn sie an der bisherigen Ste11e für ihn nicht mehr zuuutbar sind.
Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die Einrich-
tungen nicht ausschließlich der Versorgung des Grundstücks dienen.

Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grund-
stückseigentümer verpflichtet, nach l.Iah1 der Gemeinde die Entfernung
der Einrichtungen zu gestaEten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich
zu belaqsen, sofern dies nicht unzunutbar ist.

Die Absätze L bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Ver-
kehrsflächen sorie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den
Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestinmt sind.

§ls
Art und Umfang der Versorgung

Die Geneinde stellt das l{asser zu dem in der Beitrags- und Gebühren-
satzung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. Sie liefert das Wasser als
Trinkrrasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die io dem be-
treffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, entsprechend
den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der
Technik.

Die Geueinde ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des
lfassers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie
der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, eofern dies aus lrirt-
schaftlichen oder technischen Gründen zwingend erforderlich ist. Die
Gemeinde wird eine dauerude wesentliche Anderung den Wasserabnehnern
nach Möglichkeit mindestens zwei Moaate vor der Umstellung schriftlich
bekanntgeben und die Belange der Anschußnehmer möglichst berücksichti-
gen. Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf ei-
gene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen.

Die Geneinde stellt das Wasser im allgemeinen ohne Beschränkung zu
jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies
gilt nicht, soweit und solange die Gemeinde durch höhere Gewa1t, durch
Betriebsstörungen, Wassermangel oder sonstige technische oder wirt-
schaftliche Umstände, deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an der
Wasserversorgung gehindert ist. Die Geneinde kann die Belieferung ab-
lehnen, mengenmäßig und zeitlich beschränken oder unter Auflagen und Be-
dingungen geltähren, soweit das zur Wahrung des Anschluß- und Benutzungs-
rechtes der anderen Berechtigten erforderlich ist. Die Gemeinde darf
ferner die Lieferung unterbrechen, uu betriebsnotwendige Arbeiten vor-
zunehmen. Soweit möglich, gibt die Gemeinde Absperrungen der Wasser-
leitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer über

ung.

Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die ange-
schlossenen Grundstücke geliefert. Die ijberleitung von Wasser in ein
anderes Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung der Geneinde; die
Zustinmung wird erteilt, wenn nicht überwiegende versorgungswirtschaft-
liche Gründe entgegenstehen.

4)

s)

r)

2)

3)

4)
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5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und für
Änderungen des Druckes oder der Beschaffenheit des l.Iassers, die durch
h6here Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftiche
Umstände, die die Gemeiade nicht abwenden kann, oder auf Grund behörd-
licher Verfügungen veranlaßt sind, steht dem Grundstückseigentümer kein
Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu.

§ 16

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlöschzwecke

So1len auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerichtet
werden, so sind über die näheren Einzelheiten einschließlich der Kosten-
tragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Grundstückseigentümer und
der Gemeinde zu treffen.

Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit l{asserzählern ausgerüstet.
Sie müssen auch für die Feuerwehr benutzbar sein.

Wenn es .brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen
der Gemeinde, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere
haben die l,Iasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Vqr-
langen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stel1en. Ohne zwingenden Grund
dürfen sie in diesen Fäl1en kein Wasser entnehmen.

Bei Feuergefahr hat die Gemeinde das Recht, Versorgungsleitungen und
Grundstücksanschlüsse vorübergehend abzusperren. Dem von der Absperrung
betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein Entschädigungsanspruch
zlt.

§17

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke,
I{asserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen

Der Anschluß von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sontigen vor-
übergehenden Zwecken ist rechtzeitig bei der Gemeinde zu beantragen,
Muß das Wasser von einem anderen Grundstück bezogen ruerden, so ist die
schriftliche Zustimnung des Grundstückseigentümers beizubringen. Über
die Art der Wasserabgabe entscheidet die Gemeinde; sie legt die weiteren
Bedingungen für den Wasserbezug fest.

Falls l{asser aus öffentlichen Ilydganten nicht zum Feuerlöschen, sondern
zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen werden soll, so stelLt die
Gemeinde auf Antrag einen llasserzähler, ggf. Absperrvorrichtung und
Standrohr zur Verfügung und setzt die Bedingungen für die Benutzung
fest.

2)

3)

4)

r)

2)
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§18

- Eaftung bei Versorgungsstörungen

1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer d.urch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch [Jnregelaäßigkeiten in der Belieferung er-
leidet, haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis oder aus uner-
laubter Handlung in Falle:

1. der Tötung oder VerleEzung des Körpers oder der Gesundheit des Grund-
stückseigentümers, es sei denn, daß der Schaden von der Gemeinde oder
einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch
fahrlässig verursacht worden ist.

2. der Beschädigung einer sache, es sei denn, daß der schaden weder
durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde oder eines
Erfü1lungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist.

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, daß dieser weder durch Vorsatz
noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs J.der Gemeinde verursacht worden ist.

§ 831 Ahs. I Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätz- '!i
lichen llandeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigentürner das
gelieferte I{asser im Rahuen des § 15 Abs. 4 weiterleirer, haftet die
Gemeinde für Schäden, die diesen durch Unterbrechung der Wasserversor-
gung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie
einem Grundstückseigentümer.

3) Die Absätze I und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstückseigentümern
anzuwenden, die diese gegen ein drittes lilasserversorgungsunternehmen aus
unerlaubter Handlung geltend machen. Die Geneinde ist verpflichtet, den' GrundstückseigentüEern auf Verlangen über die nit der Schadensverursa-
chung durch ein drittes UnEernehmen zusarrmenhängenden Tatsachen insoweit
Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbare
Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des -
Schadensersatzea erforderlich ist. \v,

4) Die Ersatzpflicht entfälIt für Schäden unter dreißig Deutsche Mark.

5) Schäden sind der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen.

§19

Wasserzähler

l) Der I.Iasserzähler ist Eigentun der Gemeinde. Die Lieferung, Aufsrellung,
technische Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der
Wasserzähler sind Aufgabe der Gemeindel sie bestimmt auch Art, Zatfl
und Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstel-
lung hat die Geneinde so zu verfahren, daß eine einwandfreie Messung
gewährleistet ist; sie hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und
seine berechtigten Interessen zu wahren
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Die Geueinde ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers
die Wasserzähler zu verlegen, I{enn dies ohne Beeinträchtigungen einer
einwandfreien Messung nöglich ist. D,ie Gemeinde kann die Verlegung davon
abhängig machen, daß der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die
Kosten zu übernehmen.

Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkonmen und die Be-
schädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein VerschuLden trifft.
Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen
der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Ab-
lrasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen-

Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten der Gemeinde möglichst
in gleichen Zeitabssänden oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grund-
stückseigentümer seLbst abgelesen. Dieser hat dafür .zu sorgen, daß die
ltasserzähler leicht zugänglich sind.

§20

Meßeinrichtungen an der Grundstücksgrenze

Die Geneinde kann verlangen, daß der Grundstückseigentüuer auf eigene
Kosten an der Grundstücksgrenze nach seiner WahL einen geeigneten Was-
serzählerschacht oder l{asserzählerschrank anbringt, wenn
a) das Grundstück unbebaut ist oder
b) die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüssen erfolgt, die

unverhältnisnäßig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen
verlegt werden können, oder

c) kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des tlasserzählers vorhanden
ist.

Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einriichtungen in ord-'
nungsgemä8em Zustand und jederzeit zugänglich zu halten.

§ 21-

Nachprüfung der lilasserzäh1er

Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasser-
zähler durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfste11e
im Sinne des § 6 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grund-
stückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat
er diese vor Antragstellung zu benachrichtigen.

Die Gemeinde braucht deu Verlangen auf Nachprüfung der Wasserzähler nur
nachzukommen, Irenn der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die
Kosten zu übernehmen, fal1s die Abweichung die gesetzlichen Verkehs-
fehlergrenzen nicht überschreitet.

1)

2)

2)
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§22

Anderungen; Einstellung des lilasserbezugs

1) Jeder Wechsel des GrundstückseigentüBers ist der Gemeinde unverzügIicl1
schrif tlich mitzuteilen.

2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungs-
einrichtung nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen
Wasserversorgung vollständig ei.nstel1en, so hat er das mindestens eine
Woche vor deu Ende des Wasserbezugs schriftlich der Gemeinde. zu melden.

3) Will ein zum Anschluß oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug
einstellen, hat er bei der Gemeinde Befreiung nach § 6 zu beantragen.

§23

Einstellung der Wasserlief erung

1) Die Gemeinde ist berechtigt, die lJasserlieferung ganz oder teilweise
fristlos einzusEellen, rrenn der Grundstückseigentümer oder Benutzer die-
ser SaEzung oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden Anordnungen
zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um
a) eine unmitt.elbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen

. abzuwenden,
b) den Verbrauch von !{asser unter Uugehung, Beeinflussung oder vor An-

bringung der }leßeinrichtungen zu verhindern oder
c) zu gewährleisten, daß Störungen anderer Abnehmer, störende Rückwir-

kuugen auf Einrichtungen der Geueiade oder Dritter oder Rückwirkungen
auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei NichterfüIlung einer
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist die Gemeinde berechtigt, die '.-

, Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht,
wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zu- \--l
widerhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, daß der Grund-
stückseigentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde kann
mit der Mahnung zugleich.die Einstellung der Versorgung androhen.

3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich rieder aufzunehmen, sobald
die Gründe für die EinstelLung entfallen sind.

§24

Ordnungswidrigkeit

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann Bit Geldbuße belegt !'rerden, 'wer
1) den Vorschriften über den Anschluß- und Benutzungszwang (§5) zu-

widerhandelt,
2) eine der in § 9 Abs. 5, § tl Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und

2 festgelegten Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt.
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entgegen § 11'Abs. 3 vor Züstirrmung der Gemeinde nit den Installa-
tionearbeiten beginnt,
gegen die von der Gemeinde nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Ver-
brauchseinschränkungen oder Verbrauchsverbote verstößt.

§2s

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel

Die Geneinde kann zur Erfül1ung der.nach dieser Satzung bestehenden
Verpf1ichtungenAnordnungenfürdenEinze1fa11er1assen.

Für die Erzwd.ngung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlüngen,
eine.s Duldens oder Unterlassens gelten die Vorechriften des Bayerischen
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§26
-r

. fnkrafttreten

Diese Satzung tritt rückrirkend zum 01.01.L977 Ln Kraft.

Ippesheim, den
MANTTEEUUT§DE IPPESIIEIM

,,,:&:"n1712 1ss3
1. Bürgermeister

1)

2)



Es',wJ.rd hiermLt bestäti*t, daB d,ie voretehende'§atzung fn üer
Eett rrotr 22,t2.1993 bis 05.01. 1994 i'n der Geschäftsgtellq d,e.r
Ver:wal"tungegeueinschaft Uffenheim und in der GemeinÖekanzlei
trppesheS.m-während der allgeureinen. DienstEtunden zur Elngicht
aufJ.ag.

Hierauf wurd,e mlt,Bekanntmachung vom t7.L2. 1993 hlngewiesen, .d.ie
1n der Belt vom 22. 12, 1,993 biE ÖS.01. 1994 an den Amtstafeln üer
Gemeinde Ippesheim angeheftet war.

,'l'

den 0?..'01, 1994
NDE IPPE§HEIM

BtrrgermeJ.stqr
:":""..
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Ippesheln,


